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Landtags⸗Verhandlungen. 
Herrenhaus. 

6 15. Sitzung vom 18. Februar. 

Am Miniſtertiſche: Maybach, Bitter, Dr? Fried⸗ 
berg, Graf Stolberg⸗Wernigerode, ſpäter Fürſt 
Bismarck und zahlreiche Regierungs⸗Kommiſſarien. 
Präſident Herzog von Ratibor eröffnet 
die Sitzung um 10¾ Uhr. N 

Tagesordnung: 

Spezial- Berathung des Verwendungs⸗Ge⸗ 
ſetzes. 

Zu $ 1, welcher lautet: „Drei Monats- 
raten der Klaſſenſteuer und der fünf unterſten 
Stufen der klaſſifizirten Einkommenſteuer bleiben in 
Zukunft außer Hebung, vorbehaltlich der Reform 
der Klaſſen- und klaſſiſizirten Einkommenſteuer. — 
Welche Mongtsraten unerhoben bleiben, hat der 
Finanzminiſter zu beſtimmen“ ergreift Prof. Dr. 
Dernburg das Wort. Derſelbe erklärt, ur- 
ſprünglich Gegner des Geſeßes geweſen zu fein, 
aber gerade durch die Rede des Herrn Camphauſen 
dafür geſtimmt zu ſein, denn wenn eine Finanz⸗ 
kapazität, wie Camphauſen, ſage, man könne wohl 
einen Steuererlaß machen, ſo könne man auf die 
kleinen techniſchen Bedenken, welche Camphauſen 
vorgebracht, nicht Rückſicht nehmen. Da nun der 
Steuererlaß ſich lediglich im Rahmen des Geſetzes 
vom 12. Juli 1880 halte, je ſei das Geſetz um 
ſo mehr anzunehmen, als dieſe Angelegenheit eine 
von vornherein kaum geahnte Bedeutung ange- 
nommen habe und da dieſes Haus doch nicht eine 
Kabinetsfrage herbeiführen könne. 

Oberbürgermeiſter Becker (Düſſeldorf) führt 
aus, daß, wenn er die Zuſicherung des Miniſter⸗ 
präſtventen, die Schullaſten auf den Staat zu 
übernehmen, vor ſeiner vorgeſtrigen Rede gekannt 
hätte, er dieſe kaum gehalten haben würde. Red⸗ 
ner befürchtet jedoch einen Mißſtand dadurch, daß 
Niemand ſich in die 6. Klaſſe würde einſchätzen 
laſſen wollen. Dem konne nur durch eine Reform 
der Klaſſenſteuer begegnet werden. Er bäte die 
Regierung, baldigſt mit derſelben vorzugehen; die- 
ſelbe werde in beiden Häuſern freundliches Ent- 
gegenkommen finden. 

Oberbürgermeiſter Friedens burg erklärt, 
den Geſetzentwurf annehmen zu wollen als eine 
Kompenſation für die am meiſten belaſteten Steuer- 
zahler. Gerade er als Vertreter einer großen 
Stadt erkläre ſich im Gegenſatz zu feinen Kolle- 
gen für das Geſetz. Er ſehe in der Finanzlage 
keinen Grund, gegen das Geſetz zu ſtimmen und 
jet durch die Rede Camphauſen's vollſtändig über- 
zeugt, daß der Steuererlaß finanziell durchführbar 
ſei. Ihm ſei es ganz gleich, aus weſſen Ini⸗ 
tiative das Geſetz hervorgegangen ſei, ob aus der 
des Abg. Richter oder Jemand anderen; wenn das 
Geſetz gut jet, ſo werde er es annehmen und nicht 
aus dieſem Grunde wie Beſeler gegen daſſelbe 
ſtimmen. 

Profeſſor Beſeler berichtigt thatſächlich, 
daß er nicht aus dieſem Grunde allein dagegen 
ſtimme. 

Darauf wird der Schluß der Diskuſſion be⸗ 
antragt. 

Für denſelben ergreift das Wort der Miniſter 
präsident Fürſt Bismarck: Ich hade nicht 
unterlaſſen wollen, dem Hauſe davon Mittheilung 
zu machen, daß nach den geſtern gefaßten Be- 


ſchlüſſen ver Landtag am Mittwoch geſchloſſen wer- 


den wird; es bleiben alſo dieſem Hauſe nur noch 
vier Tage Zeit zur Erledigung ſeiner noch ſehr 
umfangreichen, wichtigen Arbeiten. Da wir uns 
nun bereits 3 Tage mit dieſem Geſetze beſchäftigt 
haben und diejenigen Herren, welche noch auf der 
Rednerliſte ſtehen, faſt alle ſchon geſprochen haben 
und uns auch wohl kaum etwas Neues zu ſagen 
haben werden, ſo bin ich aus Rückſicht auf die 
Geſchäftslage dieſes Hauſes für Schluß der Dis⸗ 
kuſſton. 


v. Senfft⸗Pilſach ſpricht gegen den 
Schluß. Es gäbe ſehr wichtige Momente, die noch 
gar nicht zur Sprache gekommen ſeien. Er ſtehe 
ſeit 3 Tagen auf der Rednerliſte, ohne zum Wort 
gekommen zu ſein. 

Darauf wird die Diskuſſion geſchloſſen und 
zur Abſtimmung geſchritten. Dieſelbe tft eine na- 
mentliche; es betheiligen ſich an derſelben 135 
Mitglieder; davon ſtimmen 94 für, 41 Mitglie- 
der gegen 8 1. Derſelbe iſt mithin ange⸗ 
nommen. 


Senfft⸗Pilſach, bleibt aber, ſeines hohen 
Alters wegen ſehr leiſe ſprechend, unverſtändlich. 
$ 2 wird angenommen. 
An der Debatte über § 3 betheiligen ſich 
Graf Brühl, Becker (Düſſeldorf), Regierungs⸗ 


kommiſſar Geh. Rath Schmidt, v. 
Retz o w. EN | 

$ 3 und der Reſt des Geſetzes, ſowie das 
ganze Geſetz werden mit ſehr großer Majorität an⸗ 
genommen. N 

Darauf wurde zur Berathung des Staats- 
haushaltsetats geſchritten. 

Der Berichterſtatter empfahl die Annahme 
deſſelben. 

Nach längerer Debatte, an welcher ſich eine 
beträchtliche Mitgliederzahl betheiligt, wird das 
Staatshaushaltsgeſeß genehmigt und in den letzten 
Gegenſtand der Tagesordnung eingetreten: Geſetz 
betreffend die Ausübung des Pfandleih - Ge- 
werbes. 

Die Kommiſſion beantragt, dem Geſeße in 
der Faſſung des Aageordnetenhauſes zuzuſtimmen. 
— Dies geſchieht. 8 

Nächſte Sitzung: Sonnabend 11 Uhr. 

T.-O.: Zuſtändigkeitsgeſetz, Kreis ordnungs⸗ 
novelle, Oberbonsfeld, Rechnungsſachen. 

Schluß 4½ Uhr. 


Kleiſt⸗ 


Abgeordnetenhaus. 
64. Sitzung vom 18. Februar. 

Präſtdent v. Köller eröffnet die Sitzung 
um 11¼ Uhr. 

Am Miniſtertiſche: Mehrere Regierungs-Kom⸗ 
miſſarien. 

Der Präſident macht Mitthellung von dem 
geſtern erfolgten Ableben des Abg. Dr. Oetker. 
Die Mitglieder des Hauſes ehren das Andenken 
des Verſtorbenen durch Erheben von den Sitzen. 

In einem an das Präſidium gerichteten Schrel⸗ 
ben entſchuldigt der Herr Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten ſeine und die Nichtanweſenheit von Re 
gierungs-Kommiſſarien bei der Berathung über die 
Denkſchrift betreffend die Stromregulirungen in 
der Sitzung vom Dienſtag damit, daß dieſer Ge- 
genſtand an letzter Stelle auf der Tagesordnung 
geſtanden und daß er der Meinung geweſen, es 
würde die Erledigung der vorhergehenden Num- 
mern der Tagesordnung einen längeren Zeitraum 
erfordern, als dies thatjächlich der Fall geweſen. 
Der Miniſter bittet daher die Abweſenheit zu ent- 
ſchuldigen. 

Tagesordnung: 

J. Dritte Berathung des Geſetzentwurfs be⸗ 
treffend die Deckung von Ausgaben der Rechnungs- 
jahre 1878,79 und 1879,80 und des Gejep- 
entwurfs zur Ergänzung des Geſetzes betreffend 
die Unterbringung verwahrloſter Kinder vom 13. 
März 1878. 

Beide Vorlagen werden debattelos definitiv 
genehmigt. 

II. Berathung des Berichts über die Bau⸗ 
ausführungen der Eiſenbahnverwaltung während 
des Zeitraumes vom 1. Oktober 1879 bis dahin 
1880. 

Derſelbe wird dem Antrage der Budgetkom⸗ 


miſſion gemäß durch Kenntnißnahme für erledigt 


erklärt. 

III. Berathung des Berichts über die Er⸗ 
gebniſſe des Betriebes der Staatseiſenbahnen im 
Jahre 1879/80. 

Abg. Rickert beantragt unter Darlegung 
der Verhandlungen innerhalb der Budgetkommiſſton 
auch dieſen Bericht durch Kenntnißnahme für er⸗ 
ledigt zu erklären. 


Abg. Richter: Es ſei früher der Wunſch aus 
zeſprochen, über die Rentabilität derjenigen Bah- 
nen, welche in Stantsbeitg übergegangen, dem 
Eine ſolche Bahnlinie, 
die angekauft worden, ſei auch die Nordbahn. Eine 
ſolche Auskunft würde allerdings noch keinen Rück⸗ 
ſchluß auf das geſammte Anlagelupital zulaſſen, 
da der Staat die Bahn nicht gebaut, ſendern ge⸗ 
kauft habe, und bei dieſem Kaufgeſchäft die Ak- 
Red⸗ 
ner knüpft nun hieran eine perſönliche Bemerkung 
auf die geſtern vom Fürſten Putbus im Herren- 
0 Bekannt- 
lich habe man in der Debatte über die Judenfrage 
am 17. November v. J. von den Ausſchreitungen 
In Folge eines 
Zu s 2 nimmt das Wort Baron von] Zwiſchenrufs habe er auch Namen genannt und 


Hauſe Auskunft zu geben. 


tionäre bekanntlich leer ausgegangen ſeien. 


hauſe gegen ihn erhobene Beſchuldigung. 


bei den Gründungen geſprochen. 
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unter dieſen auch den Fürſten Putbus. Dem Her⸗ in jenen 4 Abtheilungen geführt werden, wie ſich 
renhaus habe nun Fürſt Putbus mitgetheilt, daß dieſelben aus der Denkſchriſt ergeben. di 
er wegen dieſer Aeußerung von ihm (Redner) Ge⸗ Abg. Büchtemann erwähnt zunächſt der 


n 


nugthuung gefordert, daß er aber dieſelbe verwei⸗ verſchiedenen größeren Bahnhöfe, die ganz koloſ⸗ 

gert habe. Das ſo dargeſtellte Sachverhältniß jet] ſale Summen verſchlungen hätten. Es ſei falſch, 3 
nicht ganz genau. Fürſt Putbus habe vier Wochen die öſtlichen Verhältniſſe ſtets den Ausführungen 9 
nach jener Sitzung an ihn ein Schreiben gerichtet, zu Grunde zu legen, denn nie gehe bezüglich der 9 
in welchem von der Vorausſetzung ausgegangen] Erfahrungen im Eiſenbahnweſen der Zug von * 
war, daß Redner ſeinen Namen in der Abſicht, Oſten nach Weſten, ſondern umgekehrt. Redner E 
ihn perſönlich zu beleidigen, öffentlich genannt habe.] berührt die Nichtausführung gewiſſer Eiſenbahn⸗ 85 
Er (Redner) habe darauf erwidert, daß dieſe Vor⸗ Projekte in Rheinland und meint ſchließlich, daß = 
ausſetzung eine irrthümliche ſei. Er habe den Na- die in der Denkſchrift nachgewleſene Erſparniß nicht 4 
men des Fürſten Putbus nur genannt, provozirt] weiſe ſei, da die Regierung jedenfalls auf anderem 7 
durch einen Zwiſchenruf. Was die Gründung felbft Wege Privatkapital wieder ſuchen müſſe. 3. 
aulange, ſo habe er ſich ſchon damals auf dasje] Abg. v. Eynern ſtimmt dem Vorredner be⸗ ar 
nige Thatſächliche bezogen, was in dem Bericht der züglich ſeiner Anſicht über die Nichtausführung 74 
parlamentariſchen Unterſuchungskommiſſion über die einiger rheiniſchen Bahnlinien bei und motivirt 7 
Gründung der Nordbahn enthalten geweſen. In- ſeine Anſicht näher. & * 
wieweit die von ihm behaupteten Gründer-Aus⸗ Bei der Debatte über den zweiten Abſchnitt 
ſchreitungen auf die Gründung der Nordbahn zu- [erhält der Abg. Bachem das Wort. Redner 7 
treffen, das zu beurtheilen überlaſſe er dem öffent- ſpricht namentlich über die Lage und die Stellung a 
lichen Urtheile. Dieſelben zum Gegenſtande einer der unteren Eiſenbahn⸗Beamten und hebt hervor, 2 
parlamentariſchen Kritik zu machen, liege im öffent-| daß die Staatsregierung ohne Weiteres dieſe Un⸗ 8 
lichen Intereſſe. Er habe von ſeinen Erklärungen |terbeamten der angekauften Bahnen direkt zu m 
nichts zurückzunehmen und überlafje die Beurthei-| Stuatsbeamten machen könne. In warmer Weiſe 9 
lung ſeiner Handlungeweiſe ſeinen Kollegen. tritt Redner für dieſe Beamten ein und wünſcht, 2 


Abg. Schmidt (Stettin) tritt für einen 
einheitlichen Perſonentarif ein. 

Dee Regierungs- Kommiſſar m 
widert, daß auch die Staatsregierung eine Gleich- 
mäßigleit der Perſonentarife für wünſchenswerth 
halte und beſtrebt ſei, dieſelbe herbeizuführen. 

Abg. Dr. Meyer (Breslau) lenkt die Auf- 
me'kſamkeit der Regierung auf die Nothwendigkeit 
einer Provinzial-Eiſenbahnſtatiſtik über den Waa⸗ 
renserkehr. Außerdem tadelt Redner, daß die 
Stadt Krefeld keinen einzigen Zug befigt. mit wel⸗ 
chem der Reiſende ununterbrochen nach Berlin rei- 
ſen könnte. 

Der Regierungs⸗Kommiſſar er 
fur 5e daß die Eiſenbahn-Verwaltung bemüht ſei, 


daß dieſelben nicht ungünſtiger geſtellt werden möch- 
ten, als die bei den Staatsbahnen bisher verwen- 

deten Unterbeamten. Am Schluſſe feiner Ausfüh- 
rungen bittet Redner die Regierung, ſie möge dar⸗ 
auf halten, daß auch bei den rheiniſchen Bahnen 

die Verfügung des Reichseiſenbahnamtes, bezüglich 
der Sonntageruhe, genauer befolgt werde, da an 

hohen Fatholifchen Felertagen die Be- und Ent⸗ 
ladungen wie an den Wochentagen vorgenommen 
worden ſeien. * 

Der Herr Regierungs-Kommiſfar 
rechtfertigt den Standpunkt der Regierung und er⸗ 
wähnt, daß letztere in jeder Beziehung Gerechtigkeit 
walten laſſen würde und daß eine Bevorzugung 
nicht ſtattfinden ſolle. 

Abg. v. Heereman tritt ähnlich wie der 
Abg. Bachem für das Intereſſe der Subaltern⸗ 
Beamten der verſtaatlichten Bahnen in ausführlicher 
Rede ein und bittet die Eiſenbahn-Verwaltung 
um deren beſonderes Wohlwollen für dieſe Be- 
amten. 

Abg. Berger ſpricht dagegen, daß im 
Eiſenbahndienſte in den höheren Stellen vorzugs⸗ 
weiſe juriſtiſch gebildete Perſonen und keine tech“ 
niſch gebildete Fachmänner verwendet werden. Er 
glaubt, daß dies dem Intereſſe der Eiſenbahn⸗Ver⸗ 
waltung zuwiderlaufe. Redner tritt noch für ver⸗ 
ſchiedene Beamten - Kategorien ein und empfiehlt 
deren beſondere Berückſichtigung ſeitens der Eiſen⸗ 
bahn⸗Verwaltung. a 

Der Herr Regierungs Kommiſſarx 
widerlegt verſchiedene von dem Vorredner vorge⸗ 
brachte Punkte und betont ſpeziell, daß die juri⸗ 
ſtiſch gebildeten Aſſeſſoren, gegen welche der Abg. 5 
Berger geſprochen, an der Spitze der Dezernate 
ſtehen und naturgemäß die techniſchen Beamten 
hinter jene zurücktreten müßten. 5 

Abg. Büchtemann geht auf das vom 5 
Abg. Berger berührte Thema näher ein und läßt 
ſich ausführlichſt über daſſelbe aus, hauptſaͤchlich 
feine Ausführungen durch Spezialfälle illuſtrirend, 
und gewiſſe Darlegungen des Abg. Berger be⸗ 
leuchtend. 

Abg. Berger wendet ſich gegen den Vor⸗ 
verner und bedauert, daß derſelbe Veranlaſſung 
genommen, ihn (Redner) anzugreifen. = 

Abg. Rickert nimmt die Gelegenheit eben⸗ 
falls wahr, für die Unterbeamten eine Lanze z 
brechen. Er befürchtet, daß, wenn der Mfulſter 
dieſe Beamten ferner jo einſchränke, der Dienſt 
darunter leiden würde. Er bittet die Regierung, 
die Kräfte der Beamten nicht allzuſehr aus zu 
nutzen und legt das Wohl derſelben der Regierung 
ans Herz. 8 l 

Abg. Dr. Petri erwähnt einiger ergangener 
Verfügungen, bleibt aber auf der Journaliſtentri⸗ 
büne unverſtändlich. x 

Der Negierungs-Kommijfar geht 
zu einer gründlichen Widerlegung des Abg. Rickert 
und weiſt Punkt für Punkt das korrekte Verhalten 
der Regierung nach. 5 

(Der Virepräfident v. Benda theilt, nach⸗ 
dem die Diskuſſton geſchloſſen, mit, daß die be, 
treffende Abtheilung nach Schluß der heutigen 
Sitzung zur Neuwahl eines Mitgliedes der Ver. 
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die Herſtellung einer einheitlichen Statiſtik über den 
Waarenverkehr auf den Eiſenbahnen einzuleiten. 
Die Vorarbeiten dazu ſeien im Gange. Was die 
Verbindung der Stadt Krefeld mit Berlin anlange, 
ſo habe die Staatsregierung bereits Veranlaſſung 
genommen, bei der Direktion der rheiniſchen Eijen- 
bahn die Einrichtung von Anſchlußzügen zu befür- 
worten. 

Abg. Büchtemann macht wirderholt 
darauf aufmerkſam, daß ſeit der Uebernahme der 
Privalbahnen in den Staatsbetrieb ſelbſt nützliche 
Bauten zurückgeblieben ſind. Ferner hält Redner 
den Staat nicht für verpflichtet, unſere Eiſenindu 
ſtrie rentabel zu machen und theurere Preiſe für 
Eiſenbahnſchienen zu zahlen, als ſelbſt das Aus- 
land zahle. Redner giebt eventuell anheim, die 
Schienenfabrikation ſelbſt in die Hand zu nehmen. 

Nach einer kurzen Bemerkung vom Regie- 
nungstiſch ergreift der 

Abg. Reichenſperger (Köln) das Wort, 
um die Angelegenheit des Centralbahnhofes in 
Köln, bezüglich deren eine Menge Petitionen an 
die Regierung gerichtet wurden, zur Sprache zu 
bringen. 

Der Regierungs⸗Kommiſſar giebt 
in dieſer Beziehung einige beruhigende Erklärun⸗ 
gen ab. s 

Die Diskuſſton wird geſchloſſen. 

Der Kommiſſtons-Antrag, den Bericht durch 
Kenntnißnahme für erledigt zu erklären, wird an- 
genommen. 

Einen gleichen Antrag ſtellt die Budget- 
Kommiſſion bezüglich des weiteren Gegenſtandes der 
Tagesordnung, betreffend die Denkſchrift über die 
bisherigen Erfolge der im Laufe des Jahres 1880 
eingetretenen Erweiterung und SKenjolidation des 
Staatsetſenbahnbeſitzes. 

Ueber dieſen Antrag berichtet der Abg. Dr. 
Hammacher, jeden einzelnen Abſchnitt der 
Denkſchrift ausführlichſt erläuternd. Repner hebt 
am Schluſſe feines faſt einſtündigen Referats be- 
ſonders hervor, daß die Erwartungen, welche man 
an die Erweiterung des Staatsbahnbeſites geknüpft 
habe, nicht getäuſcht worden jeten und daß er nicht 
umhin könne, Namens der Budget -Kommiſſlon hier 
der Eiſenbahn-Verwaltung Dank auszuſprechen, für 
ihre großen Anſtrengungen, durch welche allein ein 
ſolcher Erfolg hätte erzielt werden können. 

Auf Vorſchlag des Präſidenten wird, einem 
Wunſche des Abg. Berger gemäß, die Diskuſſton 
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wendungsgeſetz⸗Kommiſſton an Stelle des Abg.] hatte und die alleinige Schuld an dem Vorfall der 


Richter, welcher feinen Austritt aus der Kommiſ⸗ 
Bon erklärt hat, zuſammentritt.) 

Nachdem der Referent noch geſprochen, wird 
der Antrag der Kommiſſion genehmigt. 

Den Schluß der heutigen Tagesordnung bil- 
den verschiedene Petitionen. Referenten find die Abgg. 
Dr. Hammacher und v. Tiedemann (Bomſt). 

Die Petitionen werden der Staatsregierung 
größtentheils als Material überwieſen. Es gehören 
m denſelben die Petitionen, in welchen beantragt 
wird: die Beſoldungen der Eiſenbahn⸗Subaltern⸗ 
Beamten analog den Gehältern jener der Poſtver⸗ 
waltung zu geſtalten und die Verbeſſerung der Ein- 
Tommens- und Anſtellungsverhältniſſe gewiſſer Ei- 
fenbahnbeamten, namentlich Büreau-Aſſiſtenten und 
Düreau-Diätarien, ſowie Stations-Aififtenten, her⸗ 
beizuführen. 

Für das Intereſſe der Eiſenbahnbeamten tritt 
ſehr warm der Abg. Windthorſt ein. 

Es ſprechen ferner noch die Abg. Rickert, 
Berger, v. Heereman. Letzterer rechtfertigt 
die Budgetkommiſſion gegen den derſelben von dem 
Abg. Derger gemachten Vorwurf, daß die Budget- 
kommiſſion der Regierung dieſe Petition nicht zur 


Berückſichtigung überwieſen wiſſen wolle. 


Der Regierungs- Kommiſſar wie⸗ 
berholt die in der Budgetkommiſſton gegebene Er⸗ 
Härung der Regierung, während der 

Abg. Dr. Windthorſt in einer zweiten 
Neve die endliche Regelung der Gehaltsverhältniſſe 
der erwähnten Eiſenbahnbeamten betont. 

Die Anträge der Kommiſſlon werden ange⸗ 

nommen. 

Nächſte Sißung: Montag 1 Uhr. 

Tagesordnung: Berichte über Petitionen. 

Schluß 4 Uhr. 


Dentichland. 
„Berlin, 18. Februar. 


Der Zwiſchenfall 


> 


In der Herrenhausſitzung vom 17. Februar, bei 


U be > Ber. Ku 
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welchem der ehemalige Finanzminiſter Herr Camp⸗ 
hauſen Widerſpruch gegen eine frühere Angabe des 
Fürſten Bismarck erheben zu müſſen glaubte und 
ſich dadurch eine Rektifitation Seitens des Fürſten 
zuzog, war nicht blos die Folge dieſes äußeren An⸗ 
laſſes. Die ausdrücklichen Worte des Fürſten und 
die Natur der Sache machen es klar, daß der 


Stteuererlaß im genaueſten Zuſammenhange ſteht 


mit der geplanten Reform des Steuerſyſtems über⸗ 
haupt. Sobald Herr Camphauſen ſich herbeiließ, 
den Steuererlaß zu bekämpfen, mußte zur Sprache 
kommen, daß er ſich damit zum Gegner der Steuer- 
reform machte, und es mußte weiter ſein früheres 
Bropalten als Finanzminiſter zu dieſer Aufgabe der 
inneren preußiſchen Politik zur Sprache kommen — 
einer Aufgabe, die jedenfalls eine der wichtigſten 
und dringendſten, wenn nicht die dringendſte von 
allen iſt. Glücklicherweiſe iſt durch die heutige Ab⸗ 
ſtimmung des Herrenhauſes das Geſetz über den 
dauernden Steuererlaß, alfe der erſte wirkſame 
Schritt zur Einleitung der Steuer-Reform, ge⸗ 


chert. 


Provinzielles. 

Stettin, 19. Februar. Ein gewerbsmäßiger 
Häufer- und Hypotheken⸗Kommiſſionär, welcher eine 
ihm mit einem beſtimmten Proviſionsverſprechen 
aufgegebene Geſchäftsvermittelung nicht nach dem 
Wunſche des Auftraggebers ausführt, kann, nach 
einem Erkenntniß des Reichsgerichts, I. Hülfs⸗ 
ſenats, vom 14 Dezember v. J, nicht die vor⸗ 
her bedungene Proviflon beanſpruchen, auch wenn 
ſein Auftraggeber, durch die Nothwen digkeit ge- 
zwungen, zu dem Abſchluß des vermittelten Ge⸗ 
ſchäftes unter den für ihn läſtigeren Bedingungen 
ſich bequemt; vielmehr hat in dieſem Falle der 
Kommiſſionär nur einen Anſpruch auf diejenige 
Proviſton, welche ortsüblich derartigen gewerbs- 

mäßigen Kommiſſionären für ihre Geſchäftsver⸗ 
mittelungen geleiſtet wird. Verſpricht aber der 
Auftraggeber dem Kommiſſtonär bei dem Eingehen 
auf das nicht dem Auftrage gemäß vermittelte 
Geſchäft nochmals ausdrücklich, die vor der Ver⸗ 
mittelung vereinbarte Proviſion zu leiſten, jo iſt 
dieſes Verſprechen, falls es formgerecht erfolgt iſt, 
gültig. Im Geltungsbereich des Preuß. Allg. 
Landrechts iſt dieſes erneuete Proviſionsverſprechen, 
falls die Proviſtonsſumme mehr als 150 M. be- 


© Aeägt, nur dann klagbar, wenn es in Schriftform 


erfolgt if. 


— Vom Magiſtrat in Berlin iſt geſtern der 


8 Direktor des Stadtgymnaſiums in Stettin, Herr 


Kern, zum Direktor des Köllniſchen Gymna⸗ 
ums in Berlin gewählt worden. Herr Kern hat 
bereits mehrere höhere Lehranſtalten ſelbſtſtändig 
organifirt und etfreut ſich als Pädagoge wie als 
Dirigent eines hervorragenden Rufes. 


> — Ein Unglücksfall, der am Sonntag, den 


15. Auguſt v. Is., durch einen Wagen der Stra- 
ßen -Eiſenbahn hervorgerufen wurde, hatte in der 
heutigen Sißung der Strafkammer des Landge⸗ 
richts noch ein Nachſpiel, bei welchem ſich der 


Pſferdebahnkutſcher Kramer wegen fahrlaͤſſtger Kör- 


perverlepung zu verantworten hatte. 


Am genann- 
ten Sonntage, Nachmittags gegen 5 Uhr, fuhr 


u Kramer mit einem Wagen der Straßenbahn vom 
 Eiyfium ab, in der Gren kraße lief plötzlich der 
A zweijäßrige Sohn der Acbeiterfrau Schmidt vor 


den Wagen, wurde durch das Pferdegeſchirr um- 


geriſſen und gerieth dadurch unter den Wagen, wo 
er durch den an den Rädern angebrachten Beſen 


eine Quetſchung des linken Beines erhielt. 


Kra- 


mer war nun angeſchuldigt, bei Leitung der Pferde 


di noͤthige Vorſicht außer Acht gelaſſen und da⸗ 


urch den Unglücksfall herbeigeführt zu haben. Die 


gentige Beweisaufnahme ergab jedoch, daß der 


2 


atjcher in jeder Weiſe feine Schuldigkeit gethan 


Mutter des Kindes, der Arbeiterfrau Schmidt, zur 
Laſt fällt, da dieſelbe ſo unvorſichtig geweſen, an 
einem verkehrsreichen Sonntag ihr Kind ohne alle 
Aufſicht auf die Straße gelaſſen und dort ſogar 
in der Nähe geſtanden hat, ohne zu Hülfe zu 
ſpringen, da fle eifrig mit einer anderen Frau de⸗ 
battirte. Unter dieſen Umſtänden beantragte die 
königliche Staatsanwaltſchaft ſelbſt die Freiſpre⸗ 
chung und erkannte auch der Gerichtshof dem- 
gemäß. 

Der Uhrmacher Albert Pries dorf aus 
Pölitz bereiſt die umliegenden Ortſchaften nicht 
nur, um den Bewohnern die Uhren zu repariren, 
ſondern ihnen auch in Rechtsfällen Rath zu er⸗ 
theilen. Daß er aber ein ſehr gewiſſenloſer „Volks⸗ 
anwalt“ iſt, bewies eine Verhandlung gegen den 
Ilſcher Fr. Zimmermann aus Schwankenheim, wel- 
cher angeklagt war, im September v. Is. bei der 
königlichen Staatsanwaltſchaft eine wiſſentlich fal- 
ſche Denunziation eingereicht zu haben. Derſelbe 
wurde jedoch freigeſprochen, da durch die Beweis⸗ 
aufnahme feſtgeſtellt wurde, daß der „rechtsgelehrte 
Uhrmacher“ Priesdorf die Denunziation geſchrieben 
und darin ganz andere Sachen angegeben hatte, 
als ihm von Zimmermann geſagt waren. 

— Als eine gewiß große Seltenheit wird 
uns von dem königlichen Förſter zu Karnkewitz bei 
Zanew, Herrn Wendt, mitgetheilt, daß im Be- 
lauf der dortigen Oberförſterei in letzter Zeit eint 
Buche gefällt wurde, welche 56, ſage ſechsund⸗ 
fünfnig Raummeter Holzmaſſe ergab, für welche 
ein Ertrag von 210 Mark erzielt wurde. 

— In der Nacht vom 17. zum 18. d. M. 
wurde ein Keller in dem Haufe Polltzerſtraße 95 
erbrochen und aus demſelben Kohlen, Holz und 
Kartoffeln im Geſammtwerthe von 20 Mark ge- 
ſtohlen. 

— Die Oſterferien an den hoheren Schulen 
der Provinz Pommern werden in dieſem Jahre 
Mittwoch, den 6. April, Mittags, beginnen und 
bis zum Donnerſtag, den 21. April, dauern. 
Oſtern ſelbſt fällt auf den 17. April. 

— Aus Treptow wird der „Lampe“ ge- 
ſchrieben, daß augenblicklich über ein neues Eiſen⸗ 
bahnprojekt in unſeren Kreiſen vielfach geſprochen 
und ſogar verhandelt wird. Die Breslau-Frei⸗ 
burg⸗Schweidnitzer Bahn hat bekanntlich die Ver- 
pflichtung, von Damm nach Wollin und Swine- 
münde weiter zu bauen, eine Verpflichtung, von 
der die Geſellſchaft los zu kommen ſucht, weil ſie 
zu der Rentabilität der neuen Strecke kein Ver⸗ 
trauen hat. Sie ſoll daher dem Unternehmer der 
Damm⸗Colberger Bahn eine nicht unbedeutende 
Geldſumme geboten haben, wenn derſelbe vo. 
Naugard oder Greifenberg aus eine Bahn über 
Gülzew nach Wollin baue. Dadurch hofft die 
Geſellſchaft von ihrer Verpflichtung, ſelbſt von 
Damm nach Wollin zu bauen, von dem Miniſter 
entbunden zu werden. Es verlautet ferner, daß 
der reichſte Beſitzer im Kreiſe Cammin bereits an- 
gegangen worden wäre, jeinerfeits ſich mit einer 
erheblichen Summe an dem Bau der Bahn zu 
betheiligen. Obwohl uns dieſe Nachrichten ſchein⸗ 
bar aus gut unterrichteter Quelle zugehen, ſo 
geben wir ſie immerhin mit Vorbehalt wieder, 
vertrauen aber, daß bald mehr Licht in die Sache 
gebracht werden wird. Jedenfalls wäre dem Cam- 
miner Kreiſe auch dieſes Projekt ſehr willkommen, 
zumal, wenn es gelingen ſollte, eine Zweigbahn 
etwa von Parlow Krug aus nach Cammin zu er- 
halten. Auch darum machen wir auf das in 
Rede ſtehende Projekt mit Nachdruck aufmerkſam, 
daß die betheiligten Intereſſenten ſich rechtzeitig 
rühren. Der eigenen Energie gebührt allein der 
Erfolg, das mögen ſich namentlich die Camminer 
geſagt ſein laſſen. 

O Von der hinterpommerſchen G:enze, 17. 
Februar. Auf dem Wege von Zippnow nach 
Jagdhaus iſt am 11. d. eine ſchaudererregende 
Mordthat verübt worden, deren Opfer der Wirth⸗ 
ſchafter Karl Schmidt geweſen iſt. Derſelbe fuhr 
nebſt dem Müllerknechte Albert Jaſter mit Mahl- 
gut nach Hauſe zurück und kehrte nicht heim. 
Der Knecht gab auf Befragen zur Antwort, der 
Schmidt ſei in der Apotheke in Zippnow geblie⸗ 
ben, um mit anderen Herren Karten zu fpielen. 
Dieſe Angabe fand bei der Prinzipalin, der Frau 
Mühlenbeſitzerin Mir, um ſo eher Glauben, da 
Schmidt ſchon öfter dort geblieben war. Als der⸗ 
ſelbe aber auch am 13. nicht anlangte, ſandte 
man einen Boten nach Zippnow, welcher die 
Nachricht brachte, daß Schmidt ſich in Geſellſchaft 
des Knechtes Jaſter ohne Aufenthalt auf den Rück⸗ 
weg begeben habe. Jetzt wurde man beſorgt und 
machte beim Amtsvorſteher Herrn Hell in Bries⸗ 
nitz Anzeige. Dieſer ſtellte Nachforſchungen an 
und hierdurch entdeckte derſelbe auf dem Wege von 
Zippnow nach Jagdhaus Blutſpuren. Ebenſo fand 
man ſolche auf dem zur Fahrt benutzten Wagen. 
Es lenkte ſich ſomit der Verdacht des Mordes ge⸗ 
gen den Müllerknecht Jaſter, der gerade in Jaſtrow 
wegen eines Uhrendiebſtahls vor dem Schöffen⸗ 
gerichte ſtand. Auf Requſſition des Amtsvorſtehers 
ward derſelbe dort verhaftet. Zu gleicher Zeit 
fand man auch die Leiche des Schmidt, in einen 
Pelz eingehüllt, in einem Zippnower Torfhruche. 
Dieſelbe war gräßlich verſtümmelt, namentlich war 
der Kopf förmlich zerſchmettert, was auf Schläge 
mit einer Wagenrunge hindeutete. In der hierauf 
folgenden gerichtlichen Unterſuchung geſtand der 
Mörder nach hartnäckigem Leugnen ſeine Unthat, 
die er aus Rache wegen einer körperlichen Züchti- 
gung begangen haben will. Der Böſewicht iſt in 
Folge ſeines Geſtändniſſes dem Landgerichte zu 
Schneidemühl übergeben worden. — Ein ähnliches 
Verbrechen iſt in Vandsburg verübt worden, und 
zwar im Hauſe des dortigen Kaufmanns Neumann. 


Dort drang ein bis jetzt noch unbekanntes Indi⸗ 
viduum des Morgens um 5 Uhr in die Schlaf- 
ftube, brachte zunächſt der Frau Neumann Ber- 
letzungen bei, führte ſodann furchtbare Hiebe auf 
den Kopf des ſchlafenden Ehegatten, die denſelben 
betäubten, ſtach mit einem Meſſer nach dem in der 
Wiege ſchlummernden halbjährigen Kinde und 
drang endlich ins Nebenzimmer, wo er dem Dienft- 
mädchen einen ſolchen Hieb auf den Kopf verſetzte, 
daß ein Schädelbruch mit Erguß von Gehirnmaſſe 
erfolgte. An dem Aufkommen des letzteren iſt zu 
zweifeln, und auch der Neumann dürfte ſeinen 
Wunden erliegen müſſen. 

„Schwetz, 17. Februar. Nachdem die 
Staatsregierung von der unentgeltlichen Hergabe 
des Terrains zu der Eiſenbahnlinie Las kowitz⸗Ko⸗ 
niz Abſtand genommen und der Landtag neuer- 
dings zur käuflichen Erwerbung des Grund und 
Bodens den Staatszuſchuß von 270,000 Mark 
bewilligt hat, dürfte der Bau ſofort, nach Bewilli⸗ 
gung der vom Staate geforderten Leiſtungen ſei⸗ 
tens des Kreistages, in Angriff genommen werden. 
Die Eiſenbahn⸗Direktion iſt vom Miniſter ange- 
wieſen, mit der Ausführung ſpezieller Vorarbeiten 
nicht früher vorzugehen, bis dieſe Bewilligung ſei⸗ 
tens der betheiligten 3 Kreiſe: Schwetz, Tuchel 
und Konitz erfolgt iſt. Der Antheil des Kreiſes 
Schweß an dem oben erwähnten Zuſchuß, 80,000 
Mark, reicht zur Deckung der Geſammtkoſten für 
Land⸗ und ſonſtige Entſchädigungen nicht aus. 
Der hleſige Kreis hat, nach einer Aufftellung der 
Direktion der Oſtbahn, ausſchließlich des erforder⸗ 
lichen forſtfiskaliſchen Bodens, die Fläche von 63,39 
Hektar herzugeben. Da über den Umfang der zu 
übernehmenden Leiſtungen der einzelnen Kreiſe noch 
keine genauen Vorlagen gemacht find, iſt nur eine 
annähernde Schätzung über die Höhe derſelben mög⸗ 
lich. Veranſchlagt man den Werth des herzuge⸗ 
benden Grund und Bodens im hieſigen Kreiſe mit 
Rückſicht darauf, daß auch Ländereien ſehr guter 
Bodenqualität darunter ſind, auch mancherlei Wirth⸗ 
ſchaftserſchwerniſſe beſonders zu entſchädigen fein 
werden, auf durchſchnittlich 1500 Mark pro Hektar, 
jo wäre die Summe von 95,085 Mark erforder- 
lich, mithin noch ein Zuſchuß ſeitens des Kreiſes 
von rund 15,000 Mark zu leiſten ſein. Man 
hegt die Erwartung, daß ſich dieſe Summe noch 
weſentlich reduziren wird, da das Terrain von vie⸗ 
len Intereſſenten, welche ganz beſondere Bortheile 
durch die Nähe der Bahn erlangen würden, un⸗ 
entgeltlich hergegeben oder doch billige Forderungen 
geſtellt werden dürften. Die Koſten ſollen gleich 
den anderen Kreisbeiträgen im Wirthſchaftsjahre 
1881 82 aufgebracht und unter beſonderem Titel 
im Etat aufgeführt werden, falls der Kreistag nicht 
von dem ihm zuſtehenden Rechte Gebrauch macht 
und den bei der Anlage der Bahn intereſſirten 
Kreistheil entſprechend höher belaſtet. Außerdem 
nimmt man noch an, daß auch diejenigen 
Gemeinden und Güter, die zwar nicht unmittelbar 
von der Bahn berührt, aber durch die Nähe der 
einzuichtenden Halteſtellen erheblich gewinnen wür⸗ 
den, ſich durch freiwillige Zeichnungen betheiligen 
werden. Das Reſultat der dieſerhalb nunmehr be⸗ 
gonnenen Verhandlungen wird in der nächſten 
Sitzung des Kreistages zur Sprache gebracht wer⸗ 
den. — Der hieſige Kreis gehörte bisher dem Fi⸗ 
ſcherei-Verein für Oſt⸗ und Weſtpreußen an und 
hat ſich bei demſelben mit einem Betrage von 50 
Mark jährlich betheiligt. Nachdem nun am 22. 
September v. Is. in Danzig ein neuer Fiſcherei⸗ 
Verein für Weſtpreußen gegründet worden iſt, der 
demnächſt die Errichtung einer Central-Fiſchzucht⸗ 
Anſtalt in's Auge gefaßt hat, ſteht der Beitritt 
unſeres Kreiſes zu dem Verein in ſicherer Ausſicht. 
Zu dieſem Zwecke iſt dem Kreistage die Bewilli⸗ 
gung eines jährlichen Beitrages von 100 Mark 
auf 10 Jahre warm empfohlen. 


Kunſt und Literatur. 


Der Orient. Geſchildert von Amand von 
Schweiger -Lerchenfeld. Mit 200 Illuſtrationen in 
Holiſchnitt und 32 Kartenbeilagen. 

Wir lenken ſchon beute die Aufmerkſam keit 
unſerer Leſer auf dieſes Prachtwerk, welches dem⸗ 
nächſt in 30 Lieferungen & 30 Kr. = 60 Pf. 
in A. Hartleben's Verlag in Wien zu erſcheinen 
beginnt. 

Eine beſondere Zierde des Werkes werden die 
demſelben beigegebenen 50 prachtvollen landſchaft⸗ 
lichen Vollbilder, die berühmteſten Lokalitäten des 
klaſſiſchen Orients darſtellend, ſein, dann hiſtoriſch 
treue geſchichtliche Scenenbilder, charakteriſtiſche Ar- 
chitekturen, Waffen und Geräthe aus der heutigen 
Epoche, Bilder aus dem Leben aller Völker des 
Orients, Porträts und Typen, landſchaftliche Cha⸗ 
rakterbilder, Marinen u. ſ. w. u. ſ. w. 18] 


Vermiſchtes. 

— (Der Sprengungsverſuch des Windfor- 
Schloſſes.) Das Gerücht von dem Komplot, um 
Windſor-Schloß in die Luft zu ſprengen, verdankt 
ſeinen Urſprung, wie „Daily News“ ſchreiben, 
folgendem Vorfall; „Am 10. Februar um 6 Uhr 
Abends, gerade als es dunkel wurde, traten zwei 
Fremde, welche ihrem Accent nach Irländer waren, 
in das Landhaus einer gewiſſen Frau Blay in 
Lammas-Avenue (Windſor) und fragten, welches 
die Oſt- und Südſeite der Kavalleriekaſerne ſeien. 
Sie erwiderte, daß ſie ihnen das nicht ſagen 
könne, und Einer von ihnen fragte hierauf: 
„Wollen Sie mir erlauben, das da in Ihrem 
Waſchhauſe zu laſſen, bis wir es abholen?“ und 
legte einen Sack auf den Boden, der irgend etwas 
enthielt, was einem Fäßchen zu 4½ Gallonen 
glich. Er ſetzte hinzu, ſie dürſe nicht neugierig 


fein oder mit dem Fäßchen ſich zu ſchaffen machen. 


Sie lehnte es ab und ſie fragten dann, wo fie el 

leeres Haus finden könnten, um bis zum Einbruch 
der Dunkelheit dort zu bleiben, da fle Fremde 
ſeien. Nachdem fie einige Zündhölzchen begehrt, 
welche ihnen abgeſchlagen wurden, verließen Beide 
das Landhaus und Einer trug das Fäßchen auf 
der Schulter fort. Die Polizei und das Militär 
wurden von dieſem Vorfall verſtändigt und man 
gab ſich alle Mühe, den verdächtigen Leuten auf 
die Spur zu kommen, aber es hat ſeitdem nichts 
von ihren Bewegungen verlautet.“ 


Viehmarkt. 

Berlin, 18. Februar. Bericht der land⸗ 
wirthſchaftlichen Bank in Berlin.) Es ſtanden zum 
Verkauf: 131 Rinder, 607 Schweine, 758 K- 
ber, 220 Hammel. 

Rindvieh, welches faſt nur aus Ueberſtänden 
vom letzten Montag beſtand, wurde nur zum klein ⸗ 
ſten Theil unter vorwöchentlichen Bedingungen 
verkauft. 

Von Schweinen waren Ruſſen, welche je nach 
Qualität 47—54 Mark pre 100 Pfund Schlacht- 
gewicht brachten, ziemlich raſch vergriffen, währen» 
Landſchweine, welche zum Theil aus beſter Quali- 
tät beſtanden, bei langſamem Geſchäft um 1 bis 2 
Mark im Preiſe zurückgingen. 

Kälber wurden bei ruhigem Handel geräumt 
und je nach der Güte mit 40 bis 55 Pf. pre 1 
Pfund Schlachtgewicht bezahlt. 

Ebenſo wurden die anweſenden Hammel zu 
Montags⸗Preiſen geräumt. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Wien, 18. Februar. Bel dem am 23. 
d. M. zu Ehren der Vermählung Sr. K. Hoheit 
des Prinzen Wilhelm von Preußen beim deutſchen 
Botſchafter Prinzen Reuß ſtattfindenden Balle wird 
mit Genehmigung des Kalſers die beſtehende Hof⸗ 
trauer abgelegt. 

London, 18. Februar. Gladſtone begab 
ſich heute früh nach Windſor, konferirte dort 
mit der Königin und kehrte alsbald wieder hierher 
zurück. 

London, 18. Februar. Nach einer Meldung 
des „Reuter'ſchen Bureau“ aus Blömbentein von 
beute iſt der Volksrath des Oranje-Freiſtaates vom 
Präſtdenten Brand mit einer friedlichen Rede er- 
öffnet worden. Wie verlautet, würde die Majo- 
rität ſich für ſtrikte Neutralität in dem Kampfe 
zwiſchen den Boeren und den Engländern aus⸗ 
ſprechen. 

Ein Telegramm aus Newceaſtle von geſtern 
meldet: Die Truppenabtheilung des Generals 
Wood iſt auf ihrem Marſche hierher zwar nicht an⸗ 
gegriffen, aber von einer ſtarken Abtheilung Boeren 
fortgeſetzt beobachtet worden. In der Nachbarſchaft 
von Neweaſtle wurde eine Anzahl Wagen und Vieh 
von den Boeren weggenommen. 


London, 18. Februar. Meldung des „Reu- 
ter'ſchen Bureaus“ aus Calcutta von heute: 

Ein mit einer Miſſion an die indiſche Re⸗ 
gierung betrauter Geſandter des Emirs von 
Afghaniftan iſt in Peſchawur angekommen. Nach⸗ 
richten aus Candahar zufolge war eine Ab- 
theilung der Armee des Emirs in Ghaznie einge- 
troffen. 

London, 18. Februar. Unterhaus. Im Laufe 
der Sitzung trat Parnell ins Haus ein und wurde 
von den iriſchen Deputirten mit lautem Beifall 
empfangen. Northeote richtete eine Aufforderung 
an den Sprecher betreffs Abänderung der neuen 
Vorſchriften über die dringlichen Debatten, da an⸗ 
dernfalls mehrere konſervative Deputirte, obſchon 
ſie den Antrag Gladſtone's billigten, doch wegen 
der Abſtimmung in Verlegenheit gerathen würden. 
Der Sprecher erklärte, daß er ſeine Antwort bis 
zur nächſten Sitzung ausſetzen müſſe. Die Einzel⸗ 
berathung der iriſchen Zwangsbill wurde hierauf 
fortgeſeßt. 

Oberhaus. Der Herzog v. Argyll hielt feine 
Anſchuldigungen gegen Lord Lytton aufrecht, der 
ſelnerſeits dieſelben nochmals widerlegte. Am 
Schluß der zweiſtündigen reſultatloſen Diskuſſion 
erklärte Lord Lytton, er vertage ſeinen Antrag be⸗ 
züglich Candahars auf den 28. d. M. 

Madrid, 17. Februar. Alenzo Martinez if 
zum Botſchafter beim Vatikan und Mazo zum Ge⸗ 
fandten beim italieniſchen Hofe ernannt worden. 


Petersburg, 18. Februar. Das „Journal 
de St. Petersbourg“ weiſt ebenfalls die Meldung 
der „Daily News“ aus Khelat über den Marſch 
Skobeleff's als unbegründet zurück und bezeichnet 
dieſelbe als eine ſenſationelle. General Skobeleff 
ſolle nichk durch perſiſches Gebiet marſchiren, fon- 
dern vielmehr zurückkehren; von einem Marſche bis 
Merv ſei niemals die Rede geweſen. Da dle ruſ⸗ 
ſiſchen Truppen einen Theil ihres Proviants aus 
Choraſſan bezogen, liege es um fo mehr im In- 
tereſſe Rußlands, Perſien keinen Anlaß zur Unzu⸗ 
friedenheit zu geben. Dem „Dailp Telegraph“ 
gegenüber, der von Lord Heriington über angeb- 
liche Vorſchläge Rußlands betreffs einer Theilung 
Aliens Aufklärungen verlangt hatte, bemerkt das 
Journal, die ruſſiſche Politik habe ſich niemals 
mit folgen chimäriſchen Plänen beſchäftigt, die 
ruſſiſche Diplomatie habe niemals ſolch abſurde Er- 
öffnungen an England gemacht Von einer Ge— 
bietstheilung ſei niemals die Rede geweſen, Lord 
Clarendon und Fürſt Gortſchakoff hätten feiner 
Zeit nur die Abſicht gehabt, eine Uebereinſtimmung 
in den allgemeinen Fragen herbeizuführen, um 
einen modus vivendi zu fördern, durch welchen 
die privaten Intereſſen belder Staaten geſichert 
würden. Kein einziger Diplomat aber habe vor⸗ 
geſchlagen, die Schwierigkeiten in Affen mit einem 
Schlage zu löſen. 


